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Befugnisumfangs aufgrund Vergleichs mit 
klassischem Inkasso 517

(3) Aber: Gesetzgeberisches Umdenken 
notwendig 523 

ee. Keine Einschränkung anhand der Sachkunde 524 
(1) Forderungen, für die die Sachkunde nicht 

ausreicht 524
(2) Forderungen, auf die sich der 

Sachkundenachweis nicht bezieht 528
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(3) Forderungen, die nach ausländischem Recht 
zu beurteilen sind 536

(4) Betrachtung der Nachweisart im Einzelfall 
statt abstrakter Einschränkung anhand § 11 
Abs. 1 RDG? 542 

ff. Keine Einschränkung aufgrund einer 
Gesamtschau... 543 
(1) ... des Geschäftsmodells 543 
(2) ... des Rechtsrahmens 545 

gg. Finalzusammenhang zwischen Einzeltätigkeit 
und Forderungseinziehung 549 

hh. Zwischenergebnis 551
d. Konkret: Vom Erlaubnisumfang gedeckte Tätigkeiten 551 

aa. Auskunftsansprüche: Durchsetzung von 
Hilfsansprüchen 551 

bb. Gerichtliche Geltendmachung und 
Mandatierung eines Anwalts im Falle 
außergerichtlichen Scheiterns 553

cc. Abgrenzung gerichtlich vs. außergerichtlich: 
(keine) Überschreitung wegen a 
priori Ausrichtung auf gerichtliche 
Forderungsdurchsetzung und die Zulässigkeit 
des Sammelklage-Inkasso 555
(1) Wortlaut, Systematik, Historie: Kein 

Ausschluss der ausschließlich auf 
gerichtliche Einziehung gerichteten 
Forderungsdurchsetzung aus dem 
Inkassobegriff 557

(2) Telos: Keine Rechtfertigung der 
einschränkenden Auslegung vor dem 
verfassungsrechtlichen Hintergrund 559 
(a) Keine Risikosteigerung für den 

Rechtsuchenden 561
(b) Keine Risikosteigerung für den 

Rechtsverkehr 567 
(aa) Weder für die Gerichte... 568 
(bb) ... noch für die Anspruchsgegner 571
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(c) Keine Risikosteigerung für die 
Rechtsordnung 572 

dd. Zwischenergebnis 573
e. Unzulässige Grenzüberschreitungen: Eigenhändig 

forensische Tätigkeit, isolierte Forderungsabwehr, 
Rechtsgestaltung, inhaltliche Vertragsprüfung, u.a. 573 
aa. Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen 

Forderungseinziehung und -abwehr 574 
bb. Prüfung von Vertragsinhalten: Unzulässig! 

Hindernisse für Full-Service-Plattformen? 578 
cc. Dokumentengestaltung: zulässig, aber... 579

f. Zwischenergebnis: Kein allgemeiner 
Rechtsberatungsberuf unterhalb der 
Rechtsanwaltschaft 580

3. Jede Tätigkeit, die als zulässige Nebenleistung zum 
Berufs- oder Tätigkeitsbild des Dienstleisters gehört 581 

4. Zwischenergebnis 583
II. Ausnahmsweise Unzulässigkeit aufgrund unvereinbarer 

Leistungspflichten, § 4 RDG 584
1. Der Maßstab des § 4 RDG als Grenze zulässiger 

Rechtsdienstleistungen 585
2. Anwendung des § 4 RDG in

Zweipersonenkonstellationen: Verbindung von 
Kostenfreihaltung und Inkassodienstleistung sowie die 
Befugnis zum (unwiderruflichen) Vergleichsschluss 590

3. Anwendung des § 4 RDG in 
Dreipersonenkonstellationen: Der Inkassodienstleister 
als Diener zweier Herren 596
a. Der Inkassodienstleister zwischen externem 

Prozessfinanzierer und Zedent 597
b. Der Inkassodienstleister zwischen zwei 

Zedenten: Bündelungsgeschuldete zwangsläufige 
Interessenkollision? 599

4. Zwischenergebnis: Regelmäßig kein Verstoß gegen §4 
RDG 602
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III. Rechtsfolgenseite eines Verstoßes: Nichtigkeit der 
Inkassozession nach § 134 BGB? 603
1. Grundsätzliche Folgen unzulässiger 

Rechtsdienstleistungen: Insbesondere Nichtigkeit nach 
§134BGB 603

2. Die Rechtsfolgenformel des BGH für Fälle der 
Erlaubnisüberschreitung 606 
a. Die Antwort des BGH 606
b. Der Grund: Rechtsverlustige Rechtsuchende 607

3. Die Probleme der BGH-Formel 609
a. Die Begründung trägt nicht vollständig 609 
b. Verweis auf Schadensersatzansprüche greift nicht 

durch 609 
aa. Grundsätzliche Unsicherheiten auf 

Tatbestandsebene 611 
bb. Unsicherheiten und Mitverschulden in Fällen, in 

denen der BGH zur Nichtigkeit käme 614 
cc. Rechtstatsächliches Problem des Verweises auf 

eineerneute Rechtsdurchsetzung 617
c. Rechtsunsicherheit und zu pauschale 

Formelanwendung: Nicht alles ist eindeutig 618
4. Lösung: Wirksamkeit des Verfügungsgeschäfts, 

Unwirksamkeit des Verpflichtungsgeschäfts 621
a. Keine Gefährdung der Rechtsuchenden bei 

Zessionswirksamkeit 622
b. Keine Gefährdung für den Schuldner bei 

Zessionswirksamkeit 624
c. Schutz der Rechtsordnung bei Zessionswirksamkeit 626 
d. Zwischenergebnis 627

IV. Zwischenergebnis: Rechtsunsicherheit trotz und aufgrund 
der BGH-Entscheidungen 628

B. Bewertung der zentralen Änderungen des Rechtsrahmens durch 
die Reform 631
I. Bewertungskriterien und Regelungsauftrag 631
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II. Reforminhalt und Einzelbewertung 634
1. Deregulierung der Anwaltschaft: 

Erfolgshonorare, Prozesskostenübernahme und 
Gebührenunterschreitung 635 
a. Reforminhalt 635
b. Bewertung 637 

aa. Willkürliche Wertgrenze 638 
bb. Formale Gleichbehandlung ja; 

Wettbewerbsgleichheit nein 639 
cc. Rechtsunsicherheit für Rechtsanwälte 

durch Anknüpfung an den 
Inkassodienstleistungsbegriff 641 

dd. Keine prozessuale Waffengleichheit 642
2. Regulierung von (Legal Tech-)Inkassodienstleistern 643

a. Ergänzung der Legaldefinition der 
Inkassodienstleistung (§ 2 Abs. 2 S. 1 RDG) und 
Trennung von (Kern-)Inkassodienstleistung und 
Nebenleistungen (§ 5 RDG) 643 
aa. Reforminhalt 643 
bb. Bewertung: Kein Beitrag zur Rechtssicherheit, 

weil die Änderung am Problem vorbeigeht 644 
(1) Wortlautergänzung führt nicht zu 

Rechtssicherheit 644
(2) Keine Lösung für das Auslegungsproblem, 

sondern bloße Verlagerung auf § 5 RDG 646 
b. §4S.2RDG 647 

aa. Reforminhalt 647 
bb. Bewertung: Kein Beitrag zur Rechtssicherheit 

mangels präziserer Maßstäbe für die 
Einzelfallanwendung 648

c. Darlegungs- und Informationspflichten 649 
aa. Reforminhalt 649 
bb. Bewertung: Informationsmodell durch die

„Hintertür“ und Information Overload? 651 
(1) Offene Rechtsfolgen in Zusammenschau mit 

§4RDG 651
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(2) Schleichende Verwässerung des 
Verbotsmodells durch ein 

Informationsmodell? 653
(3) Leerlauf der Informationspflichten: Der 

„Information Overload“ 654
d. Inhaltliche Anforderungen an 

Vergütungsvereinbarungen 656
e. Erweitertes Registrierungsverfahren und 

Änderungen bei der Registrierung 657 
aa. Reforminhalt 657 
bb. Bewertung: „Nichts Halbes und nichts Ganzes“,

Hoffnung statt normativer Anordnung 658
III. Zusammenfassende Gesamtbewertung: Unzureichende 

Neuerungen durch abermalige „kleine Lösung“, „große 
Lösung“ notwendig 660

C. Zusammenfassung 663

§ 6 Ausblick: Die Säulen einer großen Lösung für mehr 
Rechtsdurchsetzung 665

A. Nichtanwaltliche Rechtsdienstleister und Rechtsanwälte als 
Akteure auf einem „Level Playing Field“ in einem kohärenten 
Rechtsrahmen 666

I. Denkbare Gesamtkonzeptionen: RDGB, RDG oder BGB? 666 
II. Rechtsanwälte: Beseitigung von Wettbewerbsnachteilen 

durch realitätsnahe Liberalisierung 668
1. Werbeerlaubnis in den allgemeinen Grenzen des UWG 669
2. Rechtfertigung des Doppelzulassungserfordernisses 

und unmittelbare Freigabe des Geschäftsmodells der 
Rechtsgeneratoren für Anwälte 670

3. (Weitere) Freigabe von Erfolgshonoraren und 
Prozessfinanzierung, Nr. 3 Entschließungsantrag 671

4. Kapitalbeteiligungsverbot an Rechtsanwaltskanzleien 674
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III. Rechtsgeneratoren: Anpassungen des RDG und Eckpunkte 
eines eigenen Berufsrechts für (prozessfinanzierende) 
Inkassodienstleister 676
1. Anpassungen des RDG 677

a. Zugang zum Recht als zentralen Gesetzeszweck 
aufnehmen; Gemeinwohldienlichkeit von 
nichtanwaltlichen Rechtsdienstleistern anerkennen 677 

b. Rechtssicherheit durch weitere Ergänzung des § 2 
Abs.2S.2RDG 678

c. Rechtssicherheit durch klargestellte Rechtsfolgen 679
d. Nähere Regelung der Prozessfinanzierung:

Entschließung zu einer 
Prozessfinanzierungsrichtlinie 680 
aa. Inhalt des Richtlinienvorschlags 681 
bb. Umsetzung des Richtlinienvorschlags 682

2. Ansatzpunkte eines Berufsrechts für nichtanwaltliche 
Rechtsdienstleister 685
a. Zentralisierte und gestärkte Aufsicht, Nr. 5 

Entschließungsantrag 685
b. Höhere Sachkundeanforderungen, Nr. 4 

Entschließungsantrag, erweiterter Registerinhalt 686
c. Anpassung von § 4 RDG: Allgemeineres 

Interessenkollisionsverbot? 688
d. Keine schärferen Darlegungs- und 

Informationspflichten 689
e. Inhaltliche und formelle Regulierung von 

Erfolgshonorarvereinbarungen 690
IV. Ergebnis: Gleichberechtigtes nebeneinander und 

Kooperation für weniger Lücken 691

B. Keine Angst vor der Klageindustrie: Strukturreform deutschen 
kollektiven Rechtsschutzes 692

I. Das VDuG als neues Herzstück kollektiven Rechtsschutzes 693 
1. Unmittelbar auf Zahlung gerichtete Abhilfeklage 694 
2. Erweiterte Klagebefugnis 696
3. Möglichkeit zur Drittfinanzierung von Verbandsklagen 

und Gewinnabschöpfungsklagen 697
II. Änderungen abseits des VDuG 699
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